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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 13/9040 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. März 1997 zur Änderung 
des Vertrags vom 23. November 1964 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die Einbeziehung der 
Gemeinde Büsingen am Hochrhein in das schweizerische Zollgebiet 
(Basinger  Staatsvertrag) 

A. Problem 

Vollständige Integration der Gemeinde Büsingen in das schweize-
rische Wirtschafts- und Zollgebiet. 

B. Lösung 

Änderungsvertrag mit der Schweiz vom 19. März 1997, der durch 
das Vertragsgesetz in Kraft gesetzt werden soll. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit zusätzlichen Ko-

sten belastet. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 13/9040 
wird angenommen. 

Bonn, den 4. März 1998 
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Bericht der Abgeordneten Karl Lamers, Dr. Eberhard Brecht, Gerd Poppe und 
Ulrich Irmer 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den vorliegenden Ge-
setzentwurf in seiner 210. Sitzung am 11. Dezember 
1997 erstmals beraten und an den Auswärtigen Aus-
schuß zur Federführung sowie an den Finanzaus-
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

II. 

In seiner 97. Sitzung am 11. Februar 1998 hat der 
Finanzausschuß den Gesetzentwurf der Bundesre

-

gierung auf Drucksache 13/9040 beraten und ein-
stimmig empfohlen, den Gesetzentwurf anzuneh-
men. 

III. 

Am 4. März 1998 hat der federführende Auswärti-
ge Ausschuß in seiner 81. Sitzung den Gesetzent-
wurf beraten und einstimmig seine Annahme emp-
fohlen. 

Bonn, den 4. März 1998 




